
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Christian Wirth, Dr. Bernd Baumann, 
Beatrix von Storch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/17844 –

Bundespolizei Saarland und Polizeischulen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Der Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat Horst Seehofer kündigte 
Anfang November 2019 an, die Schleierfahndung an allen Grenzen Deutsch-
lands zu intensivieren. Dies soll vor allem der Bekämpfung illegaler Einwan-
derung, insbesondere von Sekundärmigration dienen (https://www.tagesscha
u.de/inland/seehofer-schleierfahndung-bundesgrenze-101.html). Da das Saar-
land aufgrund seiner geringen Größe nahezu vollständig von dem 30-km-
Gebiet betroffen ist, in dem die Bundespolizei hinter der Grenze aktiv ist, stel-
len sich die geplanten bzw. ggf. bereits jetzt durchgeführten Maßnahmen als
besondere Herausforderung für die Beamten der Bundespolizei vor Ort dar.

1. Werden derzeit bzw. wurden seit der Ankündigung des Bundesinnenmi-
nisters Anfang November 2019 (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)
Schleierfahndungen im Saarland durchgeführt?

Ja. Die Bundespolizei wurde mit Erlass vom 30. September 2019 gebeten, an 
allen deutschen Schengen-Binnengrenzen ihre (grenz-) polizeilichen Maßnah-
men (sog. „Schleierfahndung“ – unterhalb der Schwelle von vorübergehend 
wiedereingeführten Binnengrenzkontrollen) unter Einschluss wahrnehmbarer 
und regelmäßig wiederkehrender Schwerpunktaktionen zu intensivieren. Da-
rauf aufbauend wurde die Bundespolizei mit Erlass vom 6. November 2019 an-
gewiesen, diese flexiblen (grenz-) polizeilichen Maßnahmen künftig häufiger 
auch unmittelbar an den Binnengrenzen vorzunehmen. Bei Feststellung von 
Drittstaatsangehörigen mit Wiedereinreisesperre erfolgen nach Maßgabe des je-
weiligen Einzelfalls unmittelbar einreiseverhindernde bzw. aufenthaltsbeenden-
de Maßnahmen auch im Falle eines Schutzersuchens.
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a) Wenn ja, wie viele Personen wurden im Rahmen der verstärkten
Schleierfahndung an den deutschen Grenzen bzw. im dazugehörigen
Hinterland als illegal in die Bundesrepublik Deutschland einreisend
festgestellt (bitte nach jeweiligem Bundesland, Herkunftsland der Per-
son, Monat aufschlüsseln)?

b) Wenn ja, in wie vielen dieser Fälle wurde eine illegale Einreise verhin-
dert bzw. die Person unmittelbar zurückgeschoben (bitte nach jeweili-
gem Bundesland, Herkunftsland der Person, Monat aufschlüsseln)?

c) Wenn ja, in wie vielen dieser Fälle wurden die illegal einreisenden
Personen nicht in das Land aus dem sie illegal einreisten zurückge-
schoben (bitte nach jeweiligem Bundesland, Herkunftsland der Person,
Monat und Verfahren mit den betroffenen Personen, z. B. Haft, Frei-
lassung, aufschlüsseln)?

Die Fragen 1 bis 1c werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet. Die Angaben können der beigefügten Anlage entnommen werden.

d) Wie viele Bundespolizisten sind konkret in der neu eingerichteten
bzw. intensivierten Schleierfahndung (vgl. Vorbemerkung der Frage-
steller) im Saarland eingesetzt?

Angaben zum eingesetzten Personal nur für die Wahrnehmung grenzpolizeili-
cher Aufgaben, einschließlich der Binnengrenzfahndung, im Sinne der Frage-
stellung sind nicht möglich, da die Bundespolizei ihre Aufgaben insgesamt und 
integrativ wahrnimmt, sowie ihre Kräfte langeangepasst und flexibel einsetzt.

2. Wie hat sich der Personalstand der Bundespolizei im Saarland seit Januar
2019 verändert (bitte nach Monaten auflisten)?

Die Angaben zur Beantwortung der Frage lassen Rückschlüsse auf polizeifach-
liche und einsatztaktische Bewertungen sowie auf Einsatzschwerpunkte zu. Ei-
ne Veröffentlichung dieser Angaben kann daher die Aufgabenwahrnehmung 
der Bundespolizei zukünftig nachhaltig negativ beeinflussen. Deswegen wird 
die Antwort mit dem Geheimhaltungsgrad „VS–Nur für den Dienstgebrauch“ 
gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 4 der Verwaltungsvorschrift zum materiellen Ge-
heimschutz des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat eingestuft 
und als gesonderte Anlage übermittelt, die nicht zur Veröffentlichung bestimmt 
ist.*

3. Wie viele der für das Jahr 2019 vorgesehenen zusätzlichen 50 Kollegen
(siehe Bundestagsdrucksache 19/8829, Fragen 2 und 3) sind bereits im
Dienst, und wie viele sollen bis Ende 2019 noch eingestellt werden?

Ausgehend vom Januar 2019 wurde bis zum 1. März die Anzahl der Polizei-
vollzugsbeamtinnen und -beamten der im Saarland gelegenen Dienststellen der 
Bundespolizei um 56 erhöht.

* Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat hat die Antwort als „VS – Nur für den Dienstgebrauch“ einge-
stuft. Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten 
eingesehen werden.
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4. In welchem Zeitplan sollen die von 2020 bis 2022 geplanten 50 Beamtin-
nen und Beamten der Bundespolizei im Saarland (vgl. Bundestagsdruck-
sache 19/8829, Antwort zu den Fragen 2 und 3) zugeteilt werden (bitte
nach Monaten auflisten)?

Die Zuführung der 50 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten soll im Rah-
men der jährlichen Verteilung der Laufbahnabsolventinnen und -absolventen 
des mittleren und des gehobenen Polizeivollzugsdienstes sowie durch Stellen-
ausschreibungen erfolgen Die Zuführung wird schrittweise bis Ende 2022 er-
folgen. Da die Personalmaßnahmen auf der Grundlage polizeifachlicher und la-
gebezogener Kriterien jeweils zeitnah entschieden werden, kann derzeit keine 
detailgenauere Aussage getroffen werden.

5. Hat sich der Plan für die Personalentwicklung der Bundespolizei im
Saarland durch die zusätzlichen Grenzschutzmaßnahmen, die im Novem-
ber 2019 beschlossen wurden (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller), ver-
ändert?

Wenn ja, wie?

Nein.

6. Wie viele Bundespolizisten sind an den Grenzen des Saarlandes zu
Frankreich und Luxemburg derzeit im Einsatz?

Auf die Antwort zu Frage 1d wird verwiesen.

7. Wie viele Personen haben seit dem 1. Januar 2019 nach Kenntnis der
Bundesregierung bei der Einreise über die saarländischen Grenzen zu
Frankreich und Luxemburg einen Asylantrag gestellt (bitte nach Mona-
ten und Herkunftsland auflisten)?

Bei der Bundespolizei haben vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Januar 2020 ins-
gesamt 202 Personen nach Grenzübertritt um Asyl nachgesucht. Im Übrigen 
wird auf beigefügte Anlage* verwiesen.

8. An welchen Aus- und Fortbildungszentren bzw. Schulen oder Hochschu-
len des Bundes werden die grenzpolizeilichen Aufgaben der Bundespoli-
zei unterrichtet?

Die grenzpolizeilichen Aufgaben der Bundespolizei werden im Rahmen der 
Ausbildung des mittleren und gehobenen Polizeivollzugsdienstes an allen sie-
ben Bundespolizeiaus- und -fortbildungszentren (Bamberg, Diez, Eschwege, 
Swisttal, Walsrode, Oerlenbach, Neustrelitz) sowie im Rahmen des Studiums 
für den gehobenen Polizeivollzugsdienst an der Hochschule des Bundes, Fach-
bereich Bundespolizei, am Standort Lübeck unterrichtet.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18626 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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9. Wie verteilen sich die Personalkosten der Aus- und Fortbildungseinrich-
tungen der Bundespolizei auf lehrendes, verwaltendes und sonstiges Per-
sonal, z. B. Gebäudepflege (bitte jeweils für den Fachbereich Bundespo-
lizei der Hochschule des Bundes sowie die Bundespolizeiaus- und Bun-
despolizeifortbildungszentren angeben)?

Die Haushaltssystematik des Bundes ermöglicht keine Differenzierung der Per-
sonalkosten im Sinne der Fragestellung.

10. Mit welchen Partnerländern der Europäischen Union bestehen Koopera-
tionen bezüglich der Aus- und Fortbildung für grenzpolizeiliche und der
Durchführung von grenzpolizeilichen Aufgaben an den deutschen Gren-
zen?

Bilaterale Kooperationen der Bundespolizeibehörden im Sinne der Fragestel-
lung bestehen im Rahmen der Aus- und Fortbildung für die Durchführung von 
grenzpolizeilichen Aufgaben an deutschen Grenzen zu folgenden Nachbarstaa-
ten der Europäischen Union: Polen, Dänemark, Tschechische Republik, Öster-
reich, Frankreich und den Niederlanden. Darüber hinaus bietet die Bundespoli-
zei im Rahmen des Programms „Erasmus+“ innerhalb der Europäischen Union 
den Laufbahnabsolventen des mittleren Polizeivollzugsdienstes die Möglich-
keit zu einem 14-tägigen Auslandspraktikum. Das Praktikum bietet eine Per-
spektive in Bezug auf die Arbeitsweisen und Organisationen von Polizei- und 
Grenzschutzbehörden in anderen europäischen Staaten, dazu gehören insbeson-
dere auch die Polizeibehörden der Nachbarstaaten Belgien, Frankreich, Nieder-
lande, Polen und Tschechien.
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